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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Hochschulpolitische Entwicklung in Bremen 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Martin, Dr. Mül- 
ler-Hermann, Krammig, Dr. Kotowski, Pfeifer, Dr. Hub- 
rig, Dr. Probst, Dr. Huys, Lenzer, Dr. Gölter und Ge- 
nossen 

— Drucksache VI/ 1028 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 


1. Wie beurteilt die Bundesregierung die hochschulpolitische Ent- 
wicklung in Bremen im Hinblick auf die Wahrung der indivi- 
duellen und institutioneilen Verfassungsgarantien für die Frei- 
heit der Wissenschaft (Artikel 5, Abs, 3 GG)? 

Der Bundesregierung liegen der Bericht, der am 24. April 1970 
im Namen des Senats der Freien Hansestadt Bremen der Bre- 
mischen Bürgerschaft (Landtag) erstattet worden ist, und die 
Erklärung des Senats der Freien Hansestadt Bremen zur Ent- 
wicklung der Universität Bremen vom 7. Juli 1970 vor. Außer- 
dem ist der Bundesregierung der Entwurf eines Gesetzes über 
die Errichtung einer Universität in Bremen in der am 24. Juni 
1970 von der Bremischen Bürgerschaft in erster Lesung be- 
schlossenen Fassung bekannt. Danach ist davon auszugehen, 
daß die Struktur der künftigen Universität Bremen noch nicht 
in den Einzelheiten und endgültig festgelegt und daß auch über 
ihre Organisation noch nicht entschieden ist. Die hochschulpoli- 
tische Entwicklung in Bremen wird abschließend erst beurteilt 
werden können, wenn Bürgerschaft und Senat die endgültigen 
Entscheidungen, die nur bei ihnen liegen, getroffen haben. Z. Z. 
ist nur eine Stellungnahme zu den erkennbaren Absichten der 
Bürgerschaft und des Senats möglich. 

Der Senat der Freien Hansestadt Bremen hat sich in der Erklä- 
rung vom 7. Juli 1970 ausdrücklich zu seiner verfassungsmäßi- 
gen Verantwortung dafür bekannt, daß die Universität Bremen 
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eine moderne, funktionsgerechte und demokratische Struktur 
erhält. Er hat zugleich seinen Willen erklärt, mit den ihm zu 
Gebote stehenden gesetzlichen Mitteln dafür zu sorgen, „daß 
die durch Grundgesetz und Landesverfassung garantierte Frei- 
heit von Wissenschaft, Forschung und Lehre gesichert wird, so 
daß sich in der Universität Bremen das pluralistische Bild unse- 
rer Gesellschaft widerspiegeln kann". Nach der im Entwurf für 
das Gesetz über die Errichtung einer Universität in Bremen vor- 
gesehenen Regelung soll der Senat der Stadt ausreichende Be- 
fugnisse erhalten, um erforderlichenfalls in Betracht kommende 
Maßnahmen in Angelegenheiten der Universität treffen zu kön- 
nen. Die Bundesregierung sieht deshalb keinen Grund zu der 
Annahme, daß bei der Errichtung der Universität Bremen im 
Widerspruch zur freiheitlich-demokratischen Grundordnung der 
Bundesrepublik Deutschland und zur Freiheit der Wissenschaft 
stehende einseitige ideologische Konzepte verwirklicht werden 
könnten. 


2. Ist nach Ansicht der Bundesregierung die Äußerung des jetzigen 
Gründungsrektors von der Vring beim Hearing in Bremen, „die 
Universität hat die sozialistische Gesellschaftsveränderung vor- 
anzutreiben", mit dem Grundgesetz vereinbar? 


Der Bundesregierung ist nicht bekannt, ob Dr. Thomas von der 
Vring die Auffassung geäußert hat, die Universität habe die 
sozialistische Gesellschaftsveränderung voranzutreiben. Die 
Ausführungen von Dr. von der Vring „Theoretische Überlegun- 
gen zum Problem der Universitätsgründung" (auszugsweise ab- 
gedruckt in der „Zeit" Nr. 28 vom 10. Juli 1970), die dem in 
Bremen mit der Universitätsgründung befaßten Gremium vor- 
gelegt worden sind, beginnen mit folgenden Sätzen: 

„Wissenschaft als gesellschaftliche Veranstaltung will der Ent- 
faltung und Nutzbarmachung von Erkenntnis dienen. Solche 
Wissenschaft zu organisieren und die Erkenntnis an die Gesell- 
schaft zu vermitteln, versteht die Universität als ihre Aufgabe". 

Die Aufgaben der Universität sind damit richtig angesprochen. 


3. Ist die Bundesregierung bereit, vor Erstattung von Bundes- 
mitteln für den Aufbau der Universität Bremen zu prüfen, ob 
die Konzeption dieser Universität die Freiheit von Forschung 
und Lehre gewährleistet? 


Die Universität Bremen gehört zu den Hochschulen, die in der 
Anlage zum Hochschulbauförderungsgesetz vom 1. September 
1969 aufgeführt und damit vom Deutschen Bundestag in die 
Gemeinschaftsaufgabe „Ausbau und Neubau von Hochschulen" 
einbezogen sind. Damit sind vom Gesetzgeber selbst die Vor- 
aussetzungen für eine finanzielle Beteiligung des Bundes an 
den Investitionen für die Universität Bremen geschaffen wor- 
den. Nach dem Hochschulbauförderungsgesetz ist ab 1. Januar 
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1972 für die Bundesbeteiligung im einzelnen der gemeinsame 
Rahmenplan maßgebend, der vom Planungsausschuß für den 
Hochschulbau zu beschließen ist. Für die Übergangszeit haben 
Bund und Länder ein den Grundsätzen des Hochschulbauförde- 
rungsgesetzes entsprechendes Verfahren vereinbart; im Rah- 
men dieses Verfahrens hat der Wissenschaftsrat am 17. Juli 
1970 eine Förderung der ersten Universitätsbauten in Bremen 
durch den Bund befürwortet. 

Die Bundesregierung wird im Rahmen ihrer Möglichkeiten wie 
bei jeder anderen Hochschule darauf hinwirken, daß die allge- 
meinen Grundsätze des § 2 des Hochschulbauförderungsgeset- 
zes beachtet werden. 


Leussink 



